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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Artikel 6 des Grundgesetzes achten – die beitragsfreie Familienmitversicherung in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) muss erhalten bleiben! 

Der Landtag stellt fest: 
 
1. Die Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ist bedroht. Ohne Re-

formen stehen in den kommenden Jahren drastische Beitragserhöhungen an. Ziel ei-
ner verantwortungsbewussten Gesundheitspolitik muss es sein, Beitragserhöhungen 
abzuwenden, Ausgaben mit Augenmaß zu senken und eine qualitativ hochwertige me-
dizinische Versorgung für gesetzlich Versicherte zu gewährleisten. 

 
2. Ehe und Familie genießen nach Artikel 6 des Grundgesetzes besonderen Schutz 

durch den Staat. Der Landtag bekennt sich dazu, die Institution Ehe und Familien kon-
sequent zu schützen, insbesondere vor einem übergriffigen Staat, der sich in Lebens-
planungen von Familien einmischen will. 

 
3. Schon jetzt tragen Familien in erheblichem Maße zur Finanzierung der GKV bei, ohne 

dass Unterhaltskosten für Kinder und nichterwerbstätige Ehepartner angemessen bei 
der Verbeitragung berücksichtigt werden. Das benachteiligt Familien in unangemesse-
ner Weise und schmälert das zur Verfügung stehende Familieneinkommen. 

 
Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene, insbesondere in der Länder-
anhörung zum geplanten Gesetzentwurf der Bundesregierung, mit allen ihr zur Verfügung 
stehenden Mitteln dafür einzusetzen, dass die beitragsfreie Mitversicherung von Ehepart-
nern in der gesetzlichen Krankenkasse (GKV) vollständig erhalten bleibt. 

Begründung: 
 

Die finanzielle Lage der gesetzlichen Krankenkassen ist massiv angespannt. Setzt sich die 
Ausgabenentwicklung im jetzigen Maße fort, droht im Jahr 2027 ein Defizit von 15,3 Milliar-
den Euro und im Jahr 2030 sogar von über 40 Milliarden Euro. Für die Versicherten würde 
das bedeuten, dass auf sie im Durchschnitt eine Mehrbelastung im kommenden Jahr von 
260 Euro, im Jahr 2030 von 680 Euro und für Versicherte an der Beitragsbemessungs-
grenze sogar von 1.440 Euro zukommen würde. Am 30. März 2026 stellte die Finanzkom-
mission Gesundheit ihren ersten Bericht vor.  
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In diesem schrieb sie auf Seite 13: „Ohne Reformen würde der durchschnittliche Zusatzbei-
tragssatz schon im Jahr 2027 3,7 % erreichen und in den Folgejahren über 3,9 % in 2028 
und 4,4 % in 2029 auf 4,7 % im Jahr 2030 ansteigen.“1 
 
Grund für die finanzielle Schieflage der GKV: Zwar stiegen die beitragspflichtigen Einnah-
men in den letzten 15 Jahren um durchschnittlich etwa 4 Prozent jährlich (S.53, Bericht der 
Finanzkommission). Die Ausgaben entwickelten sich aber deutlich stärker: 7,8 Prozent im 
Jahr 2024 und 2025 mit 7,9 Prozent waren die höchsten Zuwächse in den letzten 30 Jahren 
(S.50). Dabei stiegen die Ausgaben für Krankenhäuser mit 9,6 Prozent überdurchschnittlich 
stark 2025 an. Weitere starke Ausgabenanstiege waren im Jahr 2025 im Vergleich zu 2024 
bei folgenden Leistungsausgaben zu verzeichnen: Schutzimpfungen mit 13,5 Prozent, me-
dizinische Behandlungspflege mit 12,6 Prozent, Heilmittel mit 10,4 Prozent und Vorsorge- 
und Rehabilitationsmaßnahmen mit 10 Prozent (S.52, Bericht der Finanzkommission). Ab-
solut fielen die höchsten Ausgaben für die GKV in den Bereichen Krankenhäuser, Arznei-
mittel und ärztliche Behandlungen an. Erschwerend für die GKV kommt hinzu, dass der 
Bund seinen jährlichen Zuschuss in Höhe von 14,5 Mrd. Euro seit 2017 eingefroren und 
nicht an die Inflationsrate angepasst hat (S. 54, Bericht der Finanzkommission). 
 
In dem 483 Seiten langen Bericht unterbreitet sie 66 konkrete Reformvorschläge, darunter 
Empfehlung Nummer 60: „Abschaffung beitragsfreie Ehegattenversicherung“. Hierzu 
schlägt die Kommission vor, die beitragsfreie Krankenversicherung für Ehegatten oder Le-
benspartner ohne Kinder unter sechs Jahren abzuschaffen. Diese sollen den monatlichen 
Mindestbeitrag zur GKV von etwa 240 Euro entrichten. Ehegatten, die Kinder unter sechs 
Jahren betreuen, die Angehörige pflegen oder selbst im Rentenalter sind, sollen außen vor 
bleiben. 
 
§ 10 Absatz 1 SGB V regelt, dass Kinder, Enkel und auch der Ehepartner/eingetragene Le-
benspartner beitragsfrei über das Stammmitglied in der GKV mitversichert werden können. 
Dazu dürfen die beitragsfrei Mitversicherten kein oder nur ein geringes Einkommen (z. B. 
„Minijob“) erzielen und müssen weitere Voraussetzungen entsprechend § 10 Absatz 1 SGB 
V erfüllen. Die Finanzkommission merkt an:  
 

„Die beitragsfreie Mitversicherung von Partnern setzt eine entsprechende standesamt-
liche Trauung beziehungsweise eingetragene Lebenspartnerschaft voraus und steht 
unverheirateten Paaren ohne entsprechenden rechtlichen Status nicht offen. […] Das 
erscheint angesichts der veränderten gesellschaftlichen und sozialpolitischen Rah-
menbedingungen nicht mehr sachgerecht.“  

 
Damit stellt sie den grundgesetzlich garantierten Schutz der Ehe in Artikel 6 GG infrage: 
„Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.“ Die Ab-
schaffung der beitragsfreien Mitversicherung von Ehepartnern wäre ein eklatanter Angriff 
auf die Institution Ehe. Die Werte des Grundgesetzes müssen ohne Wenn und Aber geach-
tet werden. Sie sind verbindlich und wiegen schwerer als kurzlebige Zeitgeisttrends und die 
findige Erschließung neuer Einnahmequellen bei klammer Kassenlage. 
 

 
1 Vgl. „Erste Bericht der Finanzkommission Gesundheit“, in: https://share.google/WHl21S6lnqZS8esf3 (30.03.2026), ab-
gerufen m 01.04.2026. 
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Leider ist im Bericht der Finanzkommission Gesundheit wie in Äußerungen von Regierungs-
mitgliedern und Politikern auf Bundesebene die Tendenz erkennbar, trotz Rekordbeiträgen 
die Versicherten weiter zu belasten. Durch die Abschaffung der beitragsfreien Mitversiche-
rung von Ehepartnern erwartet die Finanzkommission 3,5 bis 4,4 Milliarden Euro Mehrein-
nahmen.2 Zahlen müssten etwa 1,6 Millionen mitversicherte Ehepartner ohne Kinder unter 
sechs Jahren sowie Ehepartner unterhalb der Regelaltersgrenze. Diese müssten den Min-
destbeitrag von etwa 240 Euro monatlich an die GKV entrichten. Irritierenderweise argu-
mentiert die Finanzkommission, dass es sich bei den Familien, welche die beitragsfreie Mit-
versicherung für Ehegatten in Anspruch nehmen, in der Regel um finanziell besser gestellte 
Haushalte handele. Es darf aber nicht sein, dass Leistungsträger, die ihren Beitrag zur soli-
darischen Krankenversicherung bereits voll erfüllen, noch stärker zur Kasse gebeten wer-
den. Leistung muss belohnt und nicht bestraft wird. 
 
Die Kommission bekennt offen, dass es um die Rekrutierung von mehr Arbeitskräften geht. 
Sie fragt, ob die Familienversicherung „strukturelle Anreize setzt, eine […] Erwerbstätigkeit 
nicht oder nur eingeschränkt aufzunehmen.“ In der Pressekonferenz erklärte eine Vertrete-
rin der Finanzkommission, dass die Abschaffung der Ehegatten-Mitversicherung die Mög-
lichkeit eröffne, den Fachkräftemangel zu beheben. Denn es brauche „nur“ einen Midijob, 
um der Zusatzbelastung von knapp 3.000 Euro im Jahr zu entgehen. Dem ist zu widerspre-
chen: Es ist keine Aufgabe des Staates, die Bürger umzuerziehen oder in ihre Lebenspla-
nungen einzugreifen. 
 
Schon jetzt tragen Familien in erheblichem Maße zur Finanzierung der GKV bei und sind in 
der Regel Nettoeinzahler in die GKV, d. h., sie zahlen mehr in die Krankenkasse ein, als das 
Stammmitglied, die mitversicherten Kinder und der Ehepartner der Kasse kosten. Von einer 
„beitragsfreien Familienversicherung“ kann zudem keine Rede sein: Die Beitragserhebung 
zur GKV bemisst sich am Familieneinkommen und ignoriert, wie viele Familienangehörige 
von dem Einkommen unterhalten werden müssen. D. h., auch das Existenzminimum von 
unterhaltsberechtigten Kindern und Ehepartnern wird zur Beitragserhebung herangezogen. 
Das benachteiligt Familien in unangemessener Weise.3 
 
Die Landesregierung muss bereits während der Erarbeitung des Bundesgesetzentwurfes 
tätig werden, um eine weitere Benachteiligung von Familien konsequent abzuwenden und 
auf sehr viel bessere Einsparmöglichkeiten für die GKV hinzuweisen, wie z. B. die Unterfi-
nanzierung von Grundsicherungsempfängern in der GKV zu beenden oder die Mehrwert-
steuer auf Medikamente von 19 auf 7 Prozent zu verringern. 

 

 

 
2 Vgl. ebd.; „Management Summary Erster Bericht der Finanzkommission Gesundheit“, in: https://www.bundesgesund-
heitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/F/FinanzKommission_Gesundheit/Management_Summary__Ers-
ter_Bericht_der_Finanzkommission_Gesundheit_.pdf (30.03.2026), abgerufen am 31.03.2026. 
3 Vgl. „Die Mär von der Beitragsfreiheit“, in: https://www.aerztezeitung.de/Politik/Die-Maer-von-der-Beitragsfreiheit-
288022.html (12.04.2013), abgerufen am 02.04.2026. 


